
 

Hauptsatzung der Stadt Jüterbog 
 

Veröffentlicht im Amtsblatt der Stadt Jüterbog, Ausgabe 12/2015 vom 09.12.2015 
 
Aufgrund der §§ 4 und 28 Abs. 2 Nr. 2  der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]),  hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Jüterbog in 
ihrer Sitzung am 25.11.2015 die folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 
§ 1  Name der Gemeinde (§ 9 BbgKVerf) 

 
 (1) Die Gemeinde führt den Namen „Stadt Jüterbog“. 
 (2) Sie hat die Rechtsstellung einer kreisangehörigen amtsfreien Stadt. 

 
   
§ 2  Wappen, Flagge und Dienstsiegel (§ 10 BbgKVerf) 

 
 (1) Das Wappen stellt in einem von Silber und Rot geteilten Schild einen schwarzen 

Bock mit goldenen Hörnern und Klauen dar. Die älteste Darstellung des einfachen 
Stadtwappens von1488 befindet sich zum Vergleich hinter dem Altar in der 
Nikolaikirche. 

 (2) Die Stadt führt eine Flagge. Diese hat zwei Längsstreifen Weiß / Rot mit dem 
Stadtwappen in der Mitte. 
 

 (3) Die großen Siegel der Stadt Jüterbog sind rund, auf dem Mittelkreis ist der 
schwarze nach rechts springende Bock aufgesetzt. 
Im äußeren Umkreis befindet sich in der oberen Hälfte die Inschrift: 
- S T A D T J Ü T E R B O G 
In der unteren Hälfte des äußeren Umkreises befindet sich die Inschrift: 
- L A N D K R E I S T E L T O W - F L Ä M I NG 
In der oberen Hälfte des inneren Umkreises befindet sich die Inschrift 
- D E R B Ü R G E R M E I S T E R 
- E I N W O H N E R M E L D E A M T 
- W A H L A M T 
- O R D N U N G S A M T 
- V O L L S T R E C K U N G S S T E L L E 
Das kleine Siegel (20 mm Durchmesser) entspricht dem großen Siegel (35 mm 
Durchmesser). 

 
 

  

§ 3  Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf) 
 

 (1) Neben Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden beteiligt die 
Stadt ihre betroffenen Einwohner in wichtigen Stadtangelegenheiten förmlich mit 
folgenden Mitteln: 
 

 1. Einwohnerfragestunden der Stadtverordnetenversammlung, des 
Hauptausschusses und 
der Ausschüsse 
 

 2. Einwohnerversammlungen 
 

 (2) Die Einzelheiten der in Abs. 1 Nr. 1 bis 2 genannten Formen der 
Einwohnerbeteiligung 
werden in der Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohnerbeteiligung 
in der Stadt Jüterbog näher geregelt. 
 

 (3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder Bundesrechts, die die 
förmliche 
Einwohnerbeteiligung regeln, bleiben unberührt. 

http://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_I_32_2014.pdf
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§ 4  Gleichstellungsbeauftragte (§ 18 BbgKVerf) 

 
 (1) Der Gleichstellungsbeauftragten ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und 

Beschlüssen, die Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frau und Mann haben, 
Stellung zu nehmen. Weicht ihre Auffassung von der des Bürgermeisters ab, hat 
sie das Recht, sich an die Stadtverordnetenversammlung oder ihre Ausschüsse zu 
wenden. 
 

  (2) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt das Recht wahr, indem sie sich an den 
Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung oder des Ausschusses wendet 
und den abweichenden Standpunkt schriftlich darlegt. Der Vorsitzende unterrichtet 
die Stadtverordnetenversammlung oder den Ausschuss hierüber in geeigneter 
Weise und kann der Gleichstellungsbeauftragten Gelegenheit geben, den 
abweichenden Standpunkt in einer der nächsten Sitzungen persönlich 
vorzutragen. 
 

 (3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist durch die Stadtverordnetenversammlung auf 
Vorschlag des Bürgermeisters durch Abstimmung zu benennen. 

   
§ 5  Entscheidungen der Stadtverordnetenversammlung über 

Vermögensgegenstände der Stadt (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf) 
 

  Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet über Geschäfte über 
Vermögensgegenstände der Stadt, sofern der Wert 50.000 Euro nicht 
unterschreitet. Entscheidungen bis zur Wertgrenze trifft der Hauptausschuss, es 
sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung. 
 

   
§ 6  Mitteilungspflicht von ausgeübtem Beruf oder anderer Tätigkeit (§ 31 Abs. 3 

BbgKVerf) 
 

 (1) Stadtverordnete und sachkundige Einwohner teilen dem Vorsitzenden der 
Stadtverordnetenversammlung innerhalb von vier Wochen nach der 
konstituierenden Sitzung der Stadtverordnetenversammlung beziehungsweise im 
Falle einer Berufung als 
Ersatzperson nach Annahme der Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf sowie 
andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für die Ausübung 
des Mandates von Bedeutung sein kann. Anzugeben sind: 
 

 1. der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers beziehungsweise Dienstherrn 
und der Art der Beschäftigung oder Tätigkeit. Bei mehreren ausgeübten Berufen ist 
der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 
 

 2. jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder einem gleichartigen Organ einer 
juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeitsschwerpunkt in der Stadt. 
 

 (2) Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten Angaben ist dem Vorsitzenden der 
Stadtverordnetenversammlung innerhalb von vier Wochen nach ihrem Eintritt 
schriftlich 
mitzuteilen. 
 

§ 7  Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36 BbgKVerf) 
 

  Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, des 
Hauptausschusses und der Ortsbeiräte werden spätestens fünf Tage vor der 
Sitzung nach § 12 Abs. 2 dieser Hauptsatzung öffentlich bekannt gemacht. 
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§ 8  Ortsteile (§§ 45 ff. BbgKVerf) 

 
 (1) In der Stadt bestehen die folgenden Ortsteile im Sinne von §§ 45 ff. BbgKVerf: 

Fröhden, Grüna, Kloster Zinna, Markendorf, Neuheim, Neuhof und Werder. 
Der Ortsteil Fröhden umfasst die Flure 9, 10, 11, 12, 13 und 14 der Gemarkung 
Markendorf. 
Der Ortsteil Grüna liegt in den Grenzen der Gemarkung Grüna. 
Der Ortsteil Kloster Zinna liegt in den Grenzen der Gemarkung Kloster Zinna. 
Der Ortsteil Markendorf umfasst die Flure 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 15 der 
Gemarkung 
Markendorf. 
Der Ortsteil Neuheim liegt in den Grenzen der Gemarkung Neuheim. 
Der Ortsteil Neuhof liegt in den Grenzen der Gemarkung Neuhof. 
Der Ortsteil Werder liegt in den Grenzen der Gemarkung Werder. 
 

 (2) In den in Abs. 1 aufgeführten Ortsteilen ist jeweils ein Ortsbeirat mit drei 
Mitgliedern  unmittelbar zu wählen. 

   
   
 (3) Für die Mitglieder der Ortsbeiräte findet § 6 entsprechende Anwendung. 

 
   
§ 9  Stadtbedienstete (§ 62 BbgKVerf) 

 
  Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet auf Vorschlag des Bürgermeisters 

über das Ergebnis des Bewerberauswahlverfahrens bei der Begründung eines 
Beamtenverhältnisses sowie über die Einstellung und Entlassung von 
Arbeitnehmern ab der Entgeltgruppe 10 TVÖD. 
 

   
§ 10  Senioren- und Behindertenbeirat (§ 19 BbgKVerf) 

 
 (1) Die Stadt richtet zur besonderen Vertretung der Gruppe der Senioren und der 

behinderten Menschen in der Stadt einen Beirat ein. Der Beirat führt die 
Bezeichnung „Senioren- und Behindertenbeirat der Stadt Jüterbog“. 
 

 (2) Dem Beirat gehören acht Mitglieder an. Mitglieder des Senioren- und 
Behindertenbeirates können Personen sein, die das fünfzigste Lebensjahr 
vollendet haben oder behindert sind. Sie sind ehrenamtlich tätig. Die Mitglieder 
werden von der Stadtverordnetenversammlung für die Dauer der Wahlperiode der 
kommunalen Vertretungskörperschaften im Land Brandenburg durch Abstimmung 
benannt. Dabei sollen die Vorschläge von Organisationen besonders 
berücksichtigt werden, zu deren Aufgaben die Unterstützung und Vertretung von 
Senioren gehören. Die Vorschläge sind an den Vorsitzenden der 
Stadtverordnetenversammlung zu richten. 
 

 (3) Dem Beirat ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, die 
Auswirkungen auf die Senioren in der Stadt Jüterbog haben, gegenüber der 
Stadtverordnetenversammlung Stellung zu nehmen. Dem Beirat soll eine 
schriftliche Stellungnahme ermöglicht werden. Die Anhörung findet nicht statt, 
wenn der Beirat rechtlich oder tatsächlich an der Wahrnehmung seiner Aufgaben 
gehindert ist. 
 

 (4) Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und für den Fall der 
Verhinderung einen stellvertretenden Vorsitzenden. Der Vorsitzende vertritt den 
Beirat gegenüber den Organen der Stadt. 
 

 (5) Der Beirat wird durch den Vorsitzenden einberufen. Einer ortsüblichen 
Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen bedarf es nicht. 
Über die Ergebnisse der Sitzungen ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom 
Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Auf das Verfahren im Beirat finden im Übrigen 
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die Vorschriften der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg für den 
Ortsbeirat entsprechende Anwendung, 
soweit nicht der Beirat eine Regelung durch Geschäftsordnung trifft. 
 

   
§ 11  Jugendbeirat (§ 19 BbgKVerf) 

 
 (1) Die Stadt richtet zur besonderen Vertretung der Gruppe der Jugendlichen in der 

Stadt einen Beirat ein. Der Beirat führt die Bezeichnung „Jugendbeirat der Stadt 
Jüterbog“. 
 

 (2) Dem Beirat gehören zehn Mitglieder an. Mitglieder des Jugendbeirates können 
Personen sein, die nicht jünger als 14 Jahre und nicht älter als 27 Jahre sind. Sie 
sind ehrenamtlich tätig. Die Mitglieder werden von der 
Stadtverordnetenversammlung nach § 41 BbgKVerf für die Dauer der Wahlperiode 
durch Abstimmung benannt. Dabei sollen die Vorschläge von Vereinen und 
Institutionen besonders berücksichtigt werden, zu deren Aufgaben die 
Unterstützung und Vertretung von Jugendlichen und Kindern gehören. Die 
Vorschläge sind an die Stadtverordnetenversammlung zu richten. 
 

 (3) Dem Beirat ist Gelegenheit zu geben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, die 
Auswirkung auf die Jugend der Stadt Jüterbog haben, gegenüber der 
Stadtverordnetenversammlung Stellung zu nehmen. Dem Beirat soll eine 
schriftliche Stellungnahme ermöglicht werden. 
 

 (4) Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und für den Fall der 
Verhinderung einen stellvertretenden Vorsitzenden. Der Vorsitzende vertritt den 
Beirat gegenüber den Organen der Stadt. 
 

 (5) Der Beirat wird durch den Vorsitzenden einberufen. Einer ortsüblichen 
Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen bedarf es nicht. 
Über die Ergebnisse der Sitzungen ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom 
Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Auf das Verfahren im Beirat finden im Übrigen 
die Vorschriften der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg für den 
Ortsbeirat entsprechende Anwendung, soweit nicht der Beirat eine Regelung durch 
Geschäftsordnung trifft. 

   
§ 12  

Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Bürgermeister. 

 
 (2) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften bestehen, erfolgen öffentliche 

Bekanntmachungen der Stadt, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, 
durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im „Amtsblatt für die Stadt Jüterbog“. 
Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche 
Bekanntmachungen. 
 

 (3) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer Satzung oder eines 
sonstigen Schriftstückes, so kann die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile in 
der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass sie zu jedermanns Einsicht 
während der öffentlichen Sprechzeiten ausgelegt werden 
(Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekanntmachung wird vom Bürgermeister 
angeordnet. Die Anordnung muss die genauen Angaben über Ort und Dauer der 
Auslegung enthalten und ist zusammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu 
veröffentlichen. Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn und Ende der 
Auslegung sind aktenkundig zu machen. 
 

 (4) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtlichen Verfahrens- oder 
Formvorschriften zustande gekommen, so ist diese Verletzung gemäß § 3 Abs. 4 
BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 
öffentlichen Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Stadt unter 
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Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, 
geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verletzung von 
landesrechtlichen Verfahrens- oder Formvorschriften über die öffentliche 
Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen aufgrund der 
tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis 
von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt entsprechend für den 
Flächennutzungsplan und für Verordnungen der Stadt. 
 
 

 (5) Die Stadt Jüterbog veröffentlicht auf ihrer Homepage im Rats- und 
Bürgerinformationssystem (http://www.ratsinfo.jueterbog.de) die 
Bekanntmachungen der Sitzungen ihrer Organe und Gremien sowie die Vorlagen 
und Niederschriften der öffentlichen Sitzungen. 
 

§ 13  Inkrafttreten 
 

  Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft.  
 

   
 
Jüterbog, 
 
 
 
Arne Raue 
Bürgermeister 
 


